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Geſetz- Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten 
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(Nr. 7403.) Geſetz, betreffend die Abänderung der $$. 6. 10. und 13. des Gemeinde 


geſetzes des vormaligen Herzogthums Naſſau vom 26. Juli 1854. Vom 
26. April 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen dc. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, für 
das vormalige Herzogthum Naſſau, was folgt: 


5 Sk 
Die $$. 6. 10. und 13. des Gemeindegeſetzes des vormaligen erzog⸗ 


thums Naſſau vom 26. Juli 1854. (Verordnungsblatt des Herzogthums aſſau 
für 1854. S. 166.) ſind aufgehoben. . 

An deren Stelle treten folgende Beſtimmungen: 

Der Bürgermeiſter und die Gemeindevorſteher werden nach den Vorſchriften 
der zu dem Gemeindegeſetz vom 26. Juli 1854. gehörigen Wahlordnung gewählt. 

Das Amt des Bürgermeiſters dauert in Gemeinden mit 1,500 und mehr 
Einwohnern zwölf Jahre, in Gemeinden mit weniger Einwohnern ſechs Jahre. 
8 Der gewählte Bürgermeiſter bedarf der Beſtätigung, welche in Gemeinden 
von mehr als 10,000 Einwohnern dem Könige, in Gemeinden von 1,500 bis 10,000 
Einwohnern der Bezirksregierung und in Gemeinden von weniger als 1,500 
Einwohnern dem Landrathe zuſteht. i 

Wird die Beſtätigung verſagt , ſo iſt eine Neuwahl anzuordnen. 

Wird dieſelbe verweigert, oder wird die Beſtätigung zum zweiten Male 
verſagt, ſo ernennt die Regierung einen Kommiſſarius, in der Regel aus der 
Zahl der Gemeindebürger, welcher das erledigte Amt auf Koſten der Gemeinde 
ſo lange verwaltet, bis eine Wahl, deren Vornahme der Gemeinde jederzeit freiſteht, 
zu Stande gekommen iſt und die Beſtätigung erlangt hat. Der Gemeinde ſteht 
gegen die Entſcheidung der Regierung der Weg der Beſchwerde an den Oberpräſi⸗ 
denten und an den Miniſter des Innern, gegen die des Landrathes zunächſt an 
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Ausgegeben zu Berlin den 13. Mai 1869. 
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die Regierung offen; eine ſolche Beſchwerde muß in allen Inſtanzen innerhalb 
einer Präkluſtvfriſt von vier Wochen nach Zuſtellung der Entſcheidung eingelegt 
werden. ? = 8 5 018 
Wenn kein zweiter Bürgermeiſter (Bürgermeiſter⸗Adjunkt) beſtellt iſt, wird 
der Stellvertreter des Bürgermeiſters für Verhinderungsfälle von dem Gemeinde⸗ 
rathe aus der Zahl ſeiner Mitglieder erwählt. 

Der Bürgermeiſter⸗ Adjunkt bedarf ebenſo wie der Stellvertreter des 
Bürgermeiſters für Verhinderungsfälle der Beſtätigung in gleicher Weiſe wie der 
Bürgermeiſter. Han 

Der Gemeinderath beſtimmt die dem Stellvertreter zu leiſtende Vergütung 
innerhalb der gejetlichen Grenzen. 

Hinſichtlich der Beſtrafung der Dienfivergehen der Gemeindebeamten be⸗ 
wendet es bei den Beſtimmungen des Geſetzes vom 21. Juli 1852. (Verordnung 


vom 23. September 1867. Art. I., Geſetz-Samml. S. 1613.). 


$. 3. 
Der zweite Abſatz des §. 12. der zu dem Gemeindegeſetz vom 26. Juli 
1854. gehörigen Wahlordnung erhält folgende Faſſung: 
Ueber dieſe und die Erheblichkeit anderer etwa vorgebrachter Ablehnungs⸗ 
gründe entſcheidet der Amtsbezirksrath. 
Das Ergebniß der Wahlen zum Gemeindevorſteher oder Bürgerausſchuß⸗ 
mitglied iſt vom Bürgermeiſter in ortsüblicher Weiſe bekannt zu machen. Gegen 


das ſtattgehabte Wahlverfahren kann von jedem Wahlberechtigten innerhalb zehn 4 


aaa nach der Bekanntmachung Beſchwerde bei dem Amtsbezirksrathe erhoben 
werden. : 


. 4. 


Die Amtsthätigkeit der jetzigen Bürgermeiſter erliſcht am 31. Dezember 4 


1869. ; die auf Lebenszeit gewählten Bürgermeiſter bleiben jedoch jedenfalls bis 
zum Ablaufe der in dem gegenwärtigen Geſetze vorgeſchriebenen zwölfjährigen, 
beziehungsweiſe — unter Zugrundelegung der Volkszählung von 1867. — ſechs⸗ 
Fannie vom Tage ihrer Einführung ab zu berechnenden Amtsdauer in 
unktion. f N 


meiſter finden im November 1869. ſtatt. 
H. 5. 


Gemeinden mit 1/500 und mehr Einwohnern 1 den in Folge der 
er ſpäter ausſcheidenden 

Bürgermeiſtern, Falls fie nicht wieder gewählt werden, nach zwölfjähriger Dienſt⸗ 
Gebühren für Amts⸗ 

handlungen oder Erſatz für baare Auslagen bildeten, als Penſion zu gewähren. 
Welcher Theil des Dienſteinkommens als bloßer Erſatz für baare Auslagen oder 
als Gebühren für Amtshandlungen anzuſehen, entſcheidet in ſtreitigen Fällen der 


Beſtimmungen des F. 4. am 31. Dezember 1869. o 
zeit die Hälfte ihrer Dienſteinnahme, ſoweit ſie nicht blos 


Amtsbezirksrath. 


te 


N 7 


Die Neuwahlen für die am 31. Dezember 1869. ausscheidenden Bürger⸗ A 


Penſion fällt fort, oder ruht inſoweit, als der Penſionirte durch 115 
der 


er 


im Staats oder Gemeindehienfte ein Einkommen oder eine 
welche mit Zurechnung der erſten Penſion ſein früheres 
In Beziehung auf die nach Maaßgabe dieſes Geſetzes von dem Amts⸗ 

bezirksrathe zu faſſenden Beſchlüſſe bewendet es bei den Beſtimmungen des $. 14. 


der Verordnung vom 24. Juli 1854, betreffend die Organiſation der Verwaltungs⸗ 
ſtellen (Verordnungsblatt des Herzogthums Naſſau für 1854. S. 160.), 


Alrkkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. g 0 


Gegeben Berlin, den 26. April 1869. | 1 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplit. v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 
. Leonhardt. 8 l ä 
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(Nr. 7404.) Statut für den Verband zur Melioration des oberhalb des Gaworek-Kruges 
5 im Kreiſe Schrimm belegenen Obra⸗Bruches. Vom 12. April 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 
verordnen, nach Anhörung der Betheiligten, auf Grund der $$. 56. und 57. des 


Geſetzes vom 28. Februar 1843. und des Artikels 2. des Geſetzes vom 11. Mai 
1853., was folgt: 8 
N ee x e } h $. 1 


Umfang und Zweck des Verbandes. 

Die Beſitzer des im Schrimmer Kreiſe am Obrafluſſe belegenen Wieſen⸗ 
und Bruchterrains — Obra⸗ Bruch genannt — von der beim Gaworek⸗Krug 
belegenen Obrabrücke ab aufwärts bis zur Grenze zwiſchen den Gütern Chwalkowo 
und Gora werden zu einer Genoſſenſchaft vereinigt, um den Ertrag ihrer Grund⸗ 
ſtücke durch Ent⸗ und Bewäſſerung zu verbeſſern. Der Verband hat Korporations⸗ 
rechte und feinen Gerichtstand bei dem Kreisgerichte zu Schrimm. ee 


900 Kerl iX n $. 2. 


Dem Verbande liegt ob, den von dem Wieſenbaumeiſter Doſtert am 
30. Mai 1868. entworfenen, bei der Prüfung in 5 oberen techniſchen Inſtanzen 
. * ge⸗ 


gebilligten Meliorationsplan zur Ausführung zu bringen und die demgemäß aus⸗ 
geführten Anlagen zu unterhalten. | 3 
Die künftige Unterhaltung des Obraflußlaufes und der als Zuleitungs⸗ 
gräben benutzten vorhandenen Bäche innerhalb des F. 1. bezeichneten Terrains, 
zu welchen auch der ſchwarze Graben (ezarmy brod) gehört; 79 der nach dem 
Meliorationsplane neu zu ſchlagenden Zuleitungsgräben und Entwäſſerungsgräben, 
und endlich der anzulegenden Schleuſen iſt Suche des Verbandes. ro 
Die künftige Räumung der ſonſtigen alten Gräben und Flüſſe verbleibt 
den bisherigen Räumungspflichtigen, wird aber unter Aufſicht des Verbandes 
geſtellt. f g 
Erhebliche Veränderungen des Meliorationsplanes, welche im Laufe der 
Ausführung nothwendig erſcheinen, dürfen nur mit Genehmigung des Miniſters 
für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten vorgenommen werden. Nach der 
Ausführung des Meliorationsplanes find die ſonſt nöthigen oder zweckmäßigen 
neuen Entwäſſerungs⸗ und Bewäſſerungs⸗Anlagen im Genoſſenſchaftsgebiete von 
den ſpeziell dabei Betheiligten nach Verhältniß ihres Vortheils auszuführen und 
zu unterhalten, und zwar in ſolcher Weiſe, daß dadurch die Intereſſen des Ver⸗ 
bandes nicht gefährdet werden. 
5 Alle auf dieſe Anlagen bezüglichen Streitigkeiten werden nach §. 37. end⸗ 
gültig durch das Schiedsgericht entſchieden. 
Die Organe des Verbandes haben auch dergleichen Anlagen zu beauf⸗ 
ſichtigen. 
Sr F. 3. 


Eppropriationsrecht. 


Dem Verbande wird für alle zur vollſtändigen Ausführung des Melio⸗ 
rationsplanes und der damit in Verbindung ſtehenden Anlagen das Recht zur 
Expropriation ($. 34.) verliehen. Jedes Verbandsmitglied iſt verpflichtet, dem 
Verbande von ſeinen Grundſtücken diejenigen Flächen, welche zur beſſeren Regu⸗ 
lirung des Obraflußlaufes, zum Bau oder zur Verbreitung der Entwäſſerungs⸗ 
kanäle, ferner der Zu⸗ und Ableitungsgräben erforderlich ſind, ſoweit ohne Ent⸗ 
ſchädigung abzutreten, als der bisherige Nutzungswerth durch die dem Beſitzer 
demnächſt verbleibende Grasnutzung auf den Doſſirungen und Uferwänden und 
durch die ſonſtigen aus dem Bau erwachſenden zufälligen Vortheile aufgewogen 
wird. Streitigkeiten hierüber werden, mit Ausſchluß des Rechtsweges, ſchiedss⸗ 
richterlich (§. 37.) entſchieden. 1 


8.4. m0 
Beitragspflicht der einzelnen Betheiligten zur Anlegung und 
a Unterhaltung der Meliorationswerke. 


Die Koſten der Ausführung des Meliorationsplanes und der Unterhaltung 9 
der gemeinſchaftlichen Anlagen werden von den Genoſſen des Verbandes durch 


Geldbeiträge nach Maaßgabe des Kataſters (§. 8.) aufgebracht. 1 
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ene Die Beitragspflicht ruht unablöslich auf den Grundſtücken, iſt den öffent⸗ 
lichen Laſten gleich zu achten und bedarf keiner hypothekariſchen Eintragung. 


; as Hr. . ö | 
Die Erfüllung der Beitragspflicht kann von der Verwaltungsbehörde des 
Verbandes in eben der Art, wie dies hei den öffentlichen Laſten zuläſſig iſt, 
erzwungen werden. . 
Die Exekution findet auch ſtatt gegen Pächter, Nutznießer oder andere 
Beſitzer des verpflichteten Grundſtücks, vorbehaltlich des Regreſſes an den eigent⸗ 
lich Verpflichteten. a 


f Helle 
„Die Beiträge werden auf das Ausſchreiben des Vorſtandsvorſitzenden 
(9. 12. und 23) durch die Ortserheber mit den landesherrlichen Steuern ae 
1. November und 1. Mai jeden Jahres eingezogen und an die Verbands aſſe 
abgeführt. 

Von der Regierung können in beſonders dringenden Fällen auch andere 
Zahlungstermine auf den Antrag des Vorſtandes des Verbandes feſtgeſetzt 
werden. e 3 
iss: app) sl; . 1 

In dem Kataſter ſind die betheiligten Grundſtücke nach Verhältniß des 
durch die Melioration abzuwendenden Schadens und herbeizuführenden Vortheils 
in drei Klaſſen zu theilen, von denen ein Preußiſcher Morgen 
der erſten Klaſſe zu drei Theilen, 
der zweiten Klaſſe zu zwei Theilen, 
der dritten Klaſſe zu einem Theile 


ERS 


heranziziehen it | 
Der Vorſtand ſoll ermächtigt ſein, auf Antrag der Bonitirungskommiſſion 


anderweite Klaſſen oder eine Veränderung ihrer Werthsſätze mit Genehmigung 


des Miniſters für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten feſtzuſetzen. 


Die Aufſtellung des allgemeinen Kataſters, ſowie der nach §. 2, etwa 
nöthig werdenden beſonderen Kataſter erfolgt durch zwei von der Regierung 
ernannte Boniteure unter Leitung des Königlichen Kommiſſarius welcher ſich bei 
dem Einſchätzungsgeſchäfte zeitweife durch einen Feldmeſſer vertreten laſſen kann. 

0 Den Boniteurs können nach Befinden ortskundige Perſonen beigeordnet 
werden. . y 


11 
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Das Kataſter iſt den einzelnen Gemeindevorſtänden, ſowie den Beſitzern 
der Güter, welche außer dem Gemeindeverbande ſtehen, auszugsweiſe mitzutheilen 
und es iſt zugleich im Amtsblatte eine vierwöchentliche Friſt bekannt zu 1 
Gr. 7404) | 


in welcher das Kataſter bei den Gemeindevorſtänden und dem Kommiſſarius 
eingeſehen und Beſchwerden dagegen, insbeſondere auch gegen die im ©. 8. ange⸗ 
gebenen Klaſſifikationsgrundſätze, bei dem letzteren angebracht werden können. 
Der Kommiſſarius hat die angebrachten Beſchwerden unter Zuziehung 
der Beſchwerdeführer, eines Deputirten des Vorſtandes und der erforderlichen 
Sachverſtändigen zu unterſuchen. 5 

Die Sachverſtändigen find von der Regierung zu ernennen, und zwar hin⸗ 
ſichtlich der Vermeſſung und des Nivellements ein vereideter Feldmeſſer oder 
nöthigenfalls ein Vermeſſungsreviſor, hinſichtlich der ökonomiſchen Fragen zwei 
landwirthſchaftliche Sachverſtändige , denen ein Waſſerbau⸗Sachverſtändiger bei⸗ 
eordnet werden kann. Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden die 
Beschwerdeführer und der Vorſtandsdeputirte bekannt gemacht. Sind beide 
Theile mit dem Reſultate einverſtanden, ſo wird das Kataſter demgemäß be⸗ 
richtigt, andernfalls werden die Akten der Regierung zu Poſen zur Entſcheidung 
über die Beſchwerden eingereicht. Wird die Beſchwerde verworfen, ſo treffen die 
Koſten derſelben den Beſchwerdeführer. 

Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Entſcheidung iſt 
Rekurs dagegen an den Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten 
uläſſig. Das feſtgeſtellte Kataſter wird von der Regierung ausgefertigt und 
em Verbandsvorſtande zugefertigt, 
= Die een von Beiträgen kann ſchon im Laufe des Reklamations⸗ 
verfahrens erfolgen, ſobald das Kataſter nach §. 8. aufgeſtellt iſt, mit Vorbehalt 
ſpäterer Ausgleichung. 10 : 


$. 11. 
Eine ſpätere Berichtigung des Kataſters tritt ein: 
1) im Fall der Parzellirung und Beſitzveränderung, 
2) wenn erhebliche, fünf Prozent überſteigende Fehler in der bei Aufſtellung 
des Kataſters zu Grunde gelegten Vermeſſung nachgewieſen werden. 
Ueber die Anträge auf Berichtigung des Kataſters aus den vorgedachten 
Gründen entſcheidet der Vorſtand des Verbandes. B 
Wenn fünf Jahre nach der Feſtſtellung des erſten Kataſters verfloſſen 
ſind, kann auf Antrag des Vorſtandes eine allgemeine Reviſion des Kataſters 
von der Regierung angeordnet werden; dabei iſt das für die erſte Aufſtellung 
des Kataſters vorgeſchriebene Verfahren zu beobachten. N 


6 4 Bi Sande IH ee 
Geſchäftsordnung des Verbandes. 5 0 0 
J. Während der Ausführung der Melioration. 
a) Vom Vorſtande des Verbandes. f „ 
Während der Ausführung des Meliorationsplanes werden die Geſchäfte . 
des Verbandes von einem Vorſtande geleitet, welcher beſteht: D J ee 


1) aus einem Regierungskommiſſarius als Vorſitzenden, NN I 
| | D aus 


rn een me 1 
n aus einem Waſſerbautechniker, welche beide von dem Minifter für die 
luandwirthſchaftlichen Angelegenheiten ernannt werden 


3) aus vier Repräsentanten der Verbandsgenoſſen. 


Der Vorſtand iſt verpflichtet, dem Landrathe Schrimmer Kreiſes auf deſſen 
Verlangen von ſeinen Beſchlüſſen Kenntniß zu geben . IE: 


* 


f 4155 f s 
„Für die vorzunehmenden Wahlen der §. 12. bezeichneten Repräſentanten 
bildet der Verband drei Wahlbezirke: u 
a) den erſten Wahlbezirk bilden die Beſitzer der Abtheilung des Obrabruches 
oberhalb der Brick bei Gaworek⸗Krug bis zur Borek⸗Dolziger Chauſſee 1 
b) den zweiten Wahlbezirk bilden die Beſitzer der Abtheilung des Obra⸗ 25 
bruches von oberhalb der Borek⸗Dolziger Chauffee bis zur Grenze 
zwiſchen den Gütern Jezewo und Lipowko einerſeits und den Feldmarken 
Niedzwiady und Blarejewo andererſeits; 
d) den dritten Wahlbezirk bilden ſämmtliche übrigen oberhalb belegene be⸗ 
theiligte Beſitzer, 8 5 f 
Der erſte Wahlbezirk wählt Einen Repräſentauten und Einen Vertreter, 
der zweite Wahlbezirk wählt Einen Repräſentanten und Einen Vertreter, 
ie dritte Wahlbezirk wählt zwei Repräſentanten und zwei Vertreter in der 
elle, 2 
a) daß die Beſitzer der Güter Emchen, Ehwalkowo und Kolacin, die Probſtei 


Emchen, die Gemeinde Eugi und die Gemeinde Chwalkowo Einen Re⸗ 
präſentanten und Einen Vertreter, 


pb die übrigen betheiligten Grundbeſitzer des dritten Wahlbezirks Einen Re⸗ 


präſentanten und Einen Vertreter 
wählen. 


Die Wahlen erfolgen in Wahlverſammlungen, in welchen die Beſitzer 
derjenigen außer einem Gemeindeverbande liegenden Güter und die Vorſteher 
derjenigen Dorfgemeinden, aus deren Gemeindebezirken Grundſtücke im Mello⸗ 
rationsgebiete liegen, Theil nehmen und zwar entweder perſönlich oder durch 
Bevollmächtigte, reſp. ihre geſetzlichen Vertreter. i ee N 
8 Bei der Wahl hat jeder Befiker eines betheiligten Gutes, welches außer 5 

dem Gemeindeverbande ſteht, und jeder Ortsſchulze der betheiligten Dörfer für 5 
je zehn Morgen auf Normalboden erſter Klaſſe) reduzirte betheiligte Fläche des 
Gutes reſp. Dorfes Eine Stimme. | 

Beträgt die Morgenzahl, um welche die betheiligte Fläche eines Gutes 
oder Dorfes die vollen zehn überſteigt, mehr als fünf Morgen, ſo iſt für dieſe 
Mehrfläche Eine Stimme in Anſatz zu bringen. Ueberſchießende Flächen von 
ünf Morgen und darunter bleiben bei Berechmung der zuſtehenden Stimmenzahl 
außer Betracht. Beträgt die zu einem Gute oder Dorfe gehörige betheiligte 
Fläche unter zehn Morgen Normalboden (erſter Klaſſe), ſo ſteht dem Bilger 
. 7404.) i 5 
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des Gutes oder beziehentlich dem Ortsſchulzen in jedem Falle Eine Stimme zu, 
gleichviel, ob die betheiligte Fläche die Zahl von fünf Morgen überſteigt oder 
darunter verbleibt. . ö 

So lange das Kataſter nicht nach $. 10. definitiv feſtgeſtellt worden, iſt 
lediglich die Morgenzahl der im vorläufigen Kataſter als betheiligt aufgenomme⸗ 
nen Flächen, ohne Rückſicht auf die Klaſſifizirung, für die Berechnung der zu⸗ 
ſtehenden Stimmenzahl maaßgebend. Abſolute Stimmenmehrheit entſcheidet, bei 
Stimmengleichheit das Loos. Wird nach zweimaliger Wahlabſtimmung eine 
Stimmenmehrheit nicht erzielt, ſo ſind für jede noch vorzunehmende Repräſen⸗ 
tantenwahl diejenigen beiden Perſonen, welche in der vorhergegangenen Abſtim⸗ 
18 die relativ meiſten Stimmen erhalten hatten, auf die engere Wahl zu 

ringen. 

Die Wahl gilt für ſechs Jahre, alle drei Jahre ſcheidet die Hälfte aus, 
und zwar das erſte Mal nach dem Looſe, demnächſt nach dem Dienſtalter. Die 
Ausſcheidenden ſind wieder wählbar. Bei der erſten Wahl erfolgt von der Re⸗ 
gierung, bei allen ſpäteren vom Vorſtande die Beſtimmung des Wahlortes und 
der Wahlkommiſſarien und die Feſtſtellung der Wahlliſten. Von der Regierung 
kann auch bei ſpäter etwa eintretendem Bedürfniſſe auf Antrag des Vorſtandes 
der Wahlmodus unter Genehmigung des Miniſters für die landwirthſchaftlichen 
Angelegenheiten anderweit regulirt werden. N 

Die Prüfung der Wahlen gebührt dem Vorſtande. 

Bei dem Wahlverfahren, ſowie für die Verpflichtung zur Annahme der 
Wahl, gelten analog die Vorſchriften über Gemeindewahlen. 


§. 14. 

Der Vorſitzende beſtimmt Zeit und Ort der jedesmaligen Vorſtandsſitzung 
und ladet dazu die Mitglieder derſelben ein, unter Angabe der zur Berathung 
beſtimmten Gegenſtände. 

Die Verſammlung iſt beſchlußfähig, wenn auch nur vier Mitglieder ein⸗ 
ſchließlich der beiden Königlichen Kommiſſarien ſich einfinden. 

Wenn zwei Mitglieder darauf antragen, muß der Vorſitzende eine Vorſtands⸗ 
ſitzung berufen. 15 

9715 


In den Sitzungen werden die Beſchlüſſe nach Stimmenmehrheit gefaßt. 
Bei Stimmengleichheit giebt der Vorſitzende den Ausſchlag. Wer bei irgend 


einem Gegenſtande der Berathung ein perſönliches Intereſſe hat, welches dem der 
Geſammtheit entgegenſteht, darf an derſelben nicht Theil nehmen. Kann wegen 


dieſer Ausſchließung eine beſchlußfähige Verſammlung nicht gehalten werden, ſo 
hat der Vorſitzende, oder, wenn auch dieſer aus dem vorgedachten Grunde be⸗ 
theiligt iſt, die Regierung ($. 32.) die Intereſſen des Verbandes zu wahren und 
nöthigenfalls einen beſonderen Vertreter für denſelben zu beſtellen. Beſchlüſſe 
über bautechniſche Gegenſtände gegen das Gutachten des Technikers ſind, wenn 
der Techniker oder der Vorſitzende gegen die Ausführung proteſtiren, nicht eher 


ausführbar, bis die Regierung darüber Entſcheidung getroffen hat. Dieſe muß 


demnächſt zur Ausführung gebracht werden. 


enn , e. 


C 


637 — 


D Repräſentanten ſind an 
gebunden. . ER A8 5 E Si 


Inſtruktionen der Verbandsgenoſſen nicht 
Br pn 8 
a Die Verhandlungen über die Vorſtandsſitzungen ſind von dem Vorſitzenden, 
dem Techniker und wenigſtens zwei der übrigen Vorſtandsmitglieder zu vollziehen. 
Die Verwaltung der Geſchäfte im Namen des Vorſtandes und die Ausführung 
ſeiner Beſchlüſſe, die Vertretung des Verbandes nach Außen und in Prozeſſen 
und die Handhabung der Polizei zum Schutze der Verbandsanlagen liegt dem 
Vorſitzenden ob, welcher den Schriftwechſel mit anderen Behörden und Privaten 
und die Zahlungsanweiſungen allein zeichnet. Er kann ſich dabei durch den 
Bautechniker oder ein anderes Mitglied des Vorſtandes, und in Prozeſſen durch 
einen Rechtsanwalt vertreten laſſen. 
Alle Verträge und Urkunden, welche die Korporation verbinden ſollen, 
müſſen vom Vorſienden aufgeſtellt werden „jedoch iſt zur Gültigkeit derſelben 
außerdem erforderlich: 

1) wenn der Gegenftand des Vertrages fünfhundert Thaler und darüber 
beträgt, die Aufnahme eines Darlehns, oder den Ankauf oder die Ver⸗ 
äußerung eines Grundſtücks, oder die Einräumung einer Grundgerechtigkeit 
betrifft, die Beifügung eines Genehmigungsbeſchluſſes des orſtandes, 
zu Darlehnsverträgen auch die Beſtätigung der Regierung 

2) wenn der Gegenſtand eines anderen Vertrages funfzig Thaler überſteigt, 
die Mitunterſchrift von mindeſtens zwei Vorſtandsmitgliedern, oder ſtatt 
deſſen die Beifügung des Genehmigungsbeſchluſſes des Vorſtandes. 


NEE 
b. Rendant des Verbandes. 


Der Vorſtand akkordirt mit einer geeigneten Perſon wegen Uebernahme 
der Rendanturgeſchäfte des Verbandes. 


s $. 18. ch 

Dieſer Rendant hat dafür eine zwifchen dem Vorſtande und ihm zu verein⸗ 
barende Kaution zu beſtellen. 

| | „ 
Faür ſeine Geſchäftsverwaltung wird ihm eine beſondere Inſtruktion von 
dem Vorſtande ertheilt. Er hat ſich den ordentlichen und außerordentlichen Re⸗ 
viſionen, welche der Vorſtand anordnet, zu unterwerfen, legt demſelben Rechnung, 
erledigt ſeine Monita und empfängt von ihm Decharge. Es muß jährlich wenigſtens 
Eine außerordentliche Reviſion ſtattfinden. | - 
ER §. 20. 

i ce. Baukommiſſion. 
Die Ausführung der Meliorationsbauten nach dem feſtgeſtellten Meliorations⸗ 


plane und den Beſchlüſſen des Vorſtandes wird unter Kontrole des Vorſtandes 
Jahrgang 1869, (Nr. 7404.) 86 und 


und feiner Mitglieder einer befonderen „Baukommiſſion für die Melioration des 
Obrabruches oberhalb Gaworek“ übertragen, welche aus dem Vorſitzenden, dem 
Bautechniker ($. 12. Nr. 1. und 2.) und zweien von dem Vorſtande aus feiner 
Mitte zu wählenden Vorſtandsmitgliedern beſteht. Dieſe letzteren können ſich aber 
für einzelne Geſchäfte durch einen anderen Repräſentanten vertreten laſſen. 


§. 21. 5 N 
Dieſe Kommiſſion faßt ihre Beſchlüſſe in der Art, daß über die Vorſchläge 
des Technikers von den übrigen Mitgliedern nach Stimmenmehrheit entſchieden 
wird, welchen überlaſſen bleibt, in zweifelhaften und wichtigen Fällen die Ent⸗ 
ſcheidung des Vorſtandes einzuholen. Die Verträge, welche ſie abſchließt, ſind 
von allen vier Kommiſſionsmitgliedern zu unterſchreiben. f 


N F. 22. 5 
n Sobald die Ausführung der Melioration bewirkt iſt, hört der Auftrag 
der Baukommiſſion auf. Dieſelbe übergiebt die Anlagen dem Vorſtande zur 
ferneren Verwaltung. f 8 
Streitigkeiten die dabei entſtehen möchten, entſcheidet der Miniſter für die 
landwirthſchaftlichen Angelegenheiten nach Anhörung der Regierung in Poſen, 
ohne daß der Rechtsweg zuläſſig iſt. i i 1 


$. 23. 5 

II. Nach Ausführung der Melioration. 
. a. Vorſtand. 8 85 it 

Nach Auflöſung der Baukommiſſion hört die Funktion des Regierungs⸗ 
kommiſſarius und des von der Regierung beſtellten Bautechnikers auf. 5 
Der Vorſtand beſteht demnächſt: 
a) aus einem Schaudirektor als Vorſitzenden, 

b) aus einem qualifizirten Bautechniker, i 


1 


€) aus den vier Repräſentanten der Verbandsgenoſſen ($. 12. Nr. 3.). 135 


Die Repräſentanten wählen den Schaudirektor und Bautechniker mit 1 
abfoluter Stimmenmehrheit auf ſechs Jahre. Die Wahl bedarf der Betätigung. 


der Regierung. Wird eine abſolute Stimmenmehrheit nicht erzielt, ſo ſind nach 


dreimaliger erfolgloſer Abſtimmung diejenigen beiden Kandidaten, welche die 5 


relativ meiſten Stimmen erlangt haben, in eine engere Wahl zu bringen. Wird 


die Beſtätigung verſagt, fo ſchreitet der Vorſtand zu einer neuen Wahl. Wird ; 


auch dieſe Wahl nicht betätigt, oder die Wahl verweigert, fo ſteht der Regie⸗ 3 


kung die Ernennung auf drei Jahre zu. 


; Der Schaudirektor wird von einem Kommiffarius der Regierung in öffent» 
licher Sitzung des Vorſtandes vereidet. a „„ 
5 Der Schaudirektor verpflichtet die übrigen Mitglieder des Vorſtandes durch 
Handſchlag an Eidesſtatt. 5 1 
N Die Vorſchriften der $$. 12. bis 16. bleiben auch künftig mit der a, 7 5 
5 ? ; g i nah⸗ 


0 


nahme geltend, daß an die & 
und an die Stelle des Technfkers 
Vorſtandstechniker tritt. 55 


% 


telle des Degierungstonumi] arlus der Schaudiretlor . 
($. 12. Nr. 2.) der nach F. 23. b. zu beſtellende 5 


115 Fer §. 24. . = 
Der Vorftand des Verbandes führt die Aufficht über die vom Verbande 8 
ausgeführten und zur Unterhaltung übernommenen Meliorationsanlagen, des⸗ 4 
gleichen über die Erfüllung der Räumungspflicht, welche nach §. 2. den einzelnen 
Verbandsmitgliedern obliegt, und über die Unterhaltung der nach Ausführung 
des Meliorationsplanes von einzelnen ſpeziell Betheiligten gemäß F. 2. aus⸗ 
geführten Anlagen. b 9 


9 5 
Zwiſchen Saat⸗ und Erntezeit findet jährlich eine Hauptſchau und, ſo oft 
es erforderlich iſt, im September eine Nachſchau der gedachten Anlagen ſtatt. 
Der Schaudirektor ſchreibt die Schau öffentlich aus und leitet dieſelbe. Er legt 
dabei ein Verzeichniß der F e mit ihrer Beſchreibung zu Grunde, 
ieht die Betheiligten, ſofern fie ſich melden, oder er es für nöthig hält, zu und 
faßt das Verzeichniß berichtigen. f j 
. Gegen die ſäumigen, Räumungsverpflichteten ſetzt er die Strafen nach 
Maaßgabe des von der Regierung zu erlaſſenden Schaureglements feſt und 
ordnet nach Bedürfniß die Räumung auf Koſten des Verpflichteten an. In der 
nächſten Vorſtandsſitzung hält er über die Ergebniſſe der Schau Vortrag. 
Der Kreislandrath iſt von der Schau in Kenntniß zu ſetzen und bleibt 
ihm die Beiwohnung derſelben überlaſſen. 5 
0 Der Bautechniker, welcher Vorſtandsmitglied iſt, muß jeder Schau bei⸗ 
wohnen. a 8 PER | 775 


f 75 5 $. 26. f 
| Der Verbandsvorſtand ſetzt feſt, was zur Unterhaltung der vorhandenen 
Anlagen geſchehen ſoll. Er beſtimmt, welche Beiträge auszuſchreiben und was 
einzelne Verbandsgenoſſen an beſonderen Verpflichtungen zu leiſten haben. 

i Gegen dieſe Feſtſetzungen und Entſcheidungen ſteht den Betheiligten inner⸗ 
halb zehn Tagen der Rekurs an die Regierung zu, doch darf, wenn Gefahr im 
Verzuge iſt, der Vorſtand, unbeſchadet des eingelegten Rekurſes, ſeine Entſchei⸗ 
dung im Zwangswege in Ausführung bringen. N 15 


F. 27. | 

b. Grabenaufſeher. ? 5 
DtdLer Schaudirektor ſtellt nach Anhörung des Vorſtandes die nothwendigen 
Grabenaufſeher an, ertheilt ihnen Beſtallung und Inſtruktion und iſt befugt, 
Ordnungsſtrafen bis zur Höhe von drei Thalern gegen ſie feſtzuſetzen, nöthigen⸗ 
falls ihnen auch die Ausübung der Amtsverrichtungen vorläufig zu unterſagen. 
Be | NR 2 8 
Die Grabenaufſeher haben die Anlagen des Verbandes ſtets in Aufſicht 
Gr. 7404.) ee OB zu, 


e 


zu halten und die vom Schaudirektor angeordneten Räumungen und ſonſtigen 
Arbeiten nach den Anſchlägen des Bautechnikers ordnungsmäßig auszuführen. 


§. 29. 
1 e. Rendant. | 
Der Rendant, welcher vom Vorſtande angenommen wird, verwaltet die 
Kaſſe des Verbandes, legt die Rechnungen des Vorjahres und den mit dem 
Schaudirektor vorher entworfenen Etat für das neue Rechnungsjahr dem Vor⸗ 
ſtande vor und erhält von dieſem die Decharge für die gelegten Rechnungen. 
Alle Zahlungsanweiſungen müſſen vom Schaudirektor vollzogen werden. 
Uebrigens gelten für den Rendanten die Beſtimmungen $$. 18. und 19 


§. 30. f 
g d. Einziehung der Beiträge und Strafen. 

Der Schaudirektor hat die Beiträge nach Maaßgabe des Kataſters und 
der Beſchlüſſe des Vorſtandes rechtzeitig auszuſchreiben und für ihre Einziehung 
durch die Ortserheber Sorge zu tragen. Dienſtleiſtungen, welche nicht rechtzeitig 
den Verpflichtungen oder Angeboten entſprechend erfüllt werden, läßt der Schau⸗ 
direktor auf Rechnung der Pflichtigen ausführen und die Koſten gleich der etwa 
hinzutretenden reglementsmäßigen Strafe von denſelben durch Exekution einziehen. 

Die Polizeibehörden ſind verpflichtet, auf Requiſition des Schaudirektors 
dieſen und die Ortsvorſteher bei der Beitreibung der Beiträge, Koſten und Straf⸗ 
gelder zu unterſtützen. b 

Der Schaudirektor iſt befugt, wegen der polizeilichen Uebertretungen der 
zum Schutz der Verbandsanlagen beſtehenden Vorſchriften die Strafen bis zu 
fünf Thalern Geldbuße vorläufig feſtzuſetzen nach dem Geſetze vom 14. Mai 1852. 
(Geſetz⸗Samml. S. 245.). Die vom Schaudirektor allein, nicht vom Polizei⸗ 
richter, feſtgeſetzten Geldſtrafen fließen zur Verbandskaſſe. f 


N 31 
Remuneration der Vorſtandsmitglieder. 
Der Regierungskommiſſarius und der Waſſerbautechniker (F. 12. Nr. 1. 
und 2.) werden aus der Staatskaſſe remunerirt. 8 
Der Schaudirektor und die Repräſentanten bekleiden Ehrenpoſten. Sie 
erhalten aus der Verbandskaſſe für auswärtige Termine und Reiſetage zur Schau 
zwei Thaler Diäten, aber keine Reiſekoſten. 
Der Schaudirektor erhält außerdem aus der Verbandskaſſe eine Entſchädi⸗ f 
ung für Büreauaufwand, welche die Regierung nach Anhörung des Vorſtandes i 
festen Auf gleiche Weiſe wird für den Bautechniker ($. 23. b.) eine feſte jähr⸗ 
liche Remuneration beſtimmt und aus der Verbandskaſſe gezahlt. 2 


$. 32. 
* 5 
Sſtaatsaufſichtsbehörde. 


Der Verband iſt dem Oberaufſichtsrechte des Staates unterworfen. 
Dieſes Recht wird durch die Regierung zu Poſen als eee 
- und 


— MM — 


und in höherer Inſtanz von dem Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegen⸗ 
heiten gehandhabt nach Maaßgabe dieſes Statuts und im Uebrigen in dem Um⸗ 
fange und mit den Befugniſſen, welche geſetzlich den Aufſichtsbehörden der Ge⸗ 
meinden zuſtehen. Die Regierung hat darauf zu halten, daß die Beſtimmungen 
des Statuts überall beobachtet, die Anlagen gut ausgeführt und ordentlich er⸗ 
halten, die Grundſtücke des Verbandes angemeſſen genutzt und die Schulden des 
Verbandes regelmäßig verzinſt und getilgt werden. Sie entſcheidet über alle 
Beſchwerden gegen die Beſchlüſſe des Vorſtandes und des Schaudirektors, ſoweit 
fie nicht nach $. 37. endgültig durch das Schiedsgericht zu erledigen ſind, und 
ſetzt ihre Entſcheidungen nöthigenfalls exekutiviſch in Vollzug. . 
Die Beſchwerden an die Regierung können 
a) über Straffeſtſetzungen des Vorſitzenden reſp. des Schaudirektors gegen 
Anterbeamte des Verbandes nur binnen zehn Tagen, | 
b) gegen Beſchlüſſe über den Beitragsfuß, über Erlaß und Stundung von 
eiträgen, ſowie über Entſchädiguͤngen, nur binnen vier Wochen 
nach erfolgter Bekanntmachung des Beſchluſſes erhoben werden. 
„Dieſelben find bei dem Vorſitzenden reſp. Schaudirektor einzureichen, welcher 
die Beſchwerde, begleitet mit ſeinen Bemerkungen, ungeſäumt an die Regierung 
zu befördern hat. 45 
Sonſtige Beſchwerden find an eine beſtimmte Friſt nicht gebunden. 
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„ S. 33. 
Die Regierung überwacht das Vermögen des Verbandes. IR 
Die aufzunehmenden Darlehne bedürfen ihrer Genehmigung, fie ſorgt für 


die regelmäßige Verzinſung und Amortiſation der Schulden des Verbandes. Ihr 
muß jährlich Abſchrift des Etats und ein Finalabſchluß der Kaſſe überreicht wer⸗ 
den, desgleichen Abſchrift der Schau- und Vorſtandsſitzungs⸗Protokolle. 

Die Regierung iſt befugt, außerordentliche Nevifionen der Kaffe ſowohl 
als der geſammten Verwaltung zu veranlaſſen, Kommiſſarien zur Beiwohnung 
der Schau⸗ und der Vorſtandsverſammlungen abzuordnen, eine Geſchäftsanwei⸗ 
ſung für die Beamten nach Anhörung des Vorſtandes zu ertheilen und auf Grund 
des Geſetzes vom 11. März 1850. über die Poltzeiverwaltung (Geſetz-Samml. 
S. 265.) die erforderlichen Polizeiverordnungen zu erlaſſen zum Schutze der. 
Gräben, Pflanzungen und ſonſtigen Anlagen des Verbandes. 


3 ; $. 34. 

Beim Expropriationsverfahren (F. 3.) ſteht die Entſcheidung darüber, welche 
Gegenſtände der Expropriation unterliegen, der Regierung zu, mit Vorbehalt 
eines innerhalb einer Präkluſipfriſt von ſechs Wochen einzulegenden Rekurſes an 
den Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten. 

; Die Ermittelung und die Feſtſetzung der Entſchädigung erfolgt ebenfalls 
durch die Regierung. e ſowie in Betreff des dem Provokaten innerhalb 
ſechs Wochen nach Bekanntmachung der Entſcheidung zuſtehenden Rekurſes an 
das Reviſionskollegium für Landeskulturſachen in Berlin, ſind im 1 2 5 die 
Gr. 7404.) or⸗ 


Bookpeifen der 69. 45. bis 51, des Geſezes vom 28. Februar 1843. maaß⸗ 
gebend. i N N e 
1 Wegen Auszahlung der Geldvergütigungen für die ſtattgehabte Expro⸗ 
priation kommen die für den Chauſſeebau in der Provinz Poſen beſtehenden ge⸗ 
ſetzlichen Beſtimmungen zur Anwendung. f 

ar 9. 35. 

Wenn der Vorſtand es unterläßt oder verweigert, die dem Verbande nach 
dieſem Statute obliegenden Leiſtungen auf den Etat zu bringen oder außerordent⸗ 
lich zu genehmigen, ſo läßt die Regierung nach Anhörung des Vorſtandes die 
Eintragung in den Etat von Amtswegen bewirken, oder ſtellt beziehungsweiſe die 
1 Ausgabe feſt und verfügt die Einziehung der erforderlichen 

eiträge. 
s Gegen dieſe Entſcheidung ſteht dem Vorſtande innerhalb zehn Tagen die 
Berufung an den Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten zu. 
$. 36. 
Die Regierung hat auch darauf zu halten, daß den Beamten des Verbandes 


die ihnen zukommenden Beſoldungen unverkürzt zu Theil werden, und etwaige 
Beſchwerden darüber zu entſcheiden, vorbehaltlich des Rechtsweges. 


$. 37. | 


Streitigkeiten, welche zwiſchen den Mitgliedern des Verbandes über das? 


Eigenthum von Grundſtücken, über die Zuſtändigkeit oder den Umfang von 
Grundgerechtigkeiten und anderen Nutzungsrechten, und über beſondere, auf ſpe⸗ 
ziellen Rechtstiteln beruhende Rechte oder Verbindlichkeiten entſtehen gehören zur 
Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. Dagegen werden alle anderen, die ge⸗ 
meinſamen Angelegenheiten des Verbandes oder die vorgebliche Beeinträchtigung 


eines oder des anderen Genoſſen betreffende Beſchwerden von dem Vorſtande 
unterſucht und entſchieden, inſofern nicht einzelne Gegenſtände in dieſem Statute 


ausdrücklich an eine andere Behörde gewieſen find. 

Geegen die Entſcheidung des Vorſtandes ſteht jedem Theile der Rekurs an 
ein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung des 
Beſcheides an gerechnet, bei dem Vorſtandsvorſitzenden angemeldet werden muß. 


Das Schiedsgericht beſteht aus drei Mitgliedern und entſcheidet nach Stimmen⸗ 


mehrheit. l AR 
Ein weiteres Rechtsmittel findet nicht ſtatt. 
Der unterliegende Theil trägt die Koſten. 


— 


a Das Schiedsgericht wird in jedem Falle ſo gebildet, daß der Verbands? 
vorſtand einen Schiedsrichter, und der oder die mehreren gleich betheiligten Re. 
kurrenten einen Schiedsrichter wählen, und daß die Regierung den Obmann 


5 beſtimmt, welcher den Vorſitz führt. 


Zu Mitgliedern des Schiedsgerichts können nur großjährige, verfügungs⸗ a 


fähige, unbeſcholtene Männer, die nicht zum Verbande gehören, gewählt werden. 


Wenn von dem oder den gleichbetheiligten Rekurrenten nicht binnen vier 
Wochen, vom Tage des Abganges der ſchriftlichen Aufforderung des e 5 
ö a 


77 N 


8 . 


ch der Wahl 
Abänderungen dieſes Statuts können nur unter landesherrlicher Genehmi⸗ 
gung erfolgen. i i VVV e 
Alrkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedruckem 
Königlichen Snflegel,. n wor Pe a ne Ba 
Gegeben Berlin, den 12. April 1869. 


ie 7 . S.) Wilhelm. 
„ v. Selchow. Leonhardt. 


* 
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(Ir. 7405.) Statik für die Genoſſenſchaft zur Melioration der Wieſen des Bütow⸗ Thales, l 
. im Kreiſe Bütow. Vom 12. April 1869, 5 


Wir Wilhelm „von Gottes Gnaden König von Preußen . 


verordnen, Behufs Verbeſſerung der im Thale des Bütow⸗Fluſſes auf den Feld 
fluren der Stadt Bütow und der Dörfer Gramenz und Medderfin belegenen 

Wieſengrundſtücke, nach Anhörung der Betheiligten, dem Antrage der Mehrzahl 
derſelben entſprechend, auf Grund des Geſetzes vom 28. Februar 1843, S „„ 

57. (Geſetz-Samml. S. , was folg naar > „ ER 


u 


4 


Die Beſitzer der im Thale der Bütow auf dem linken Ufer dieſes Fluſſes ; 
gelegenen Wieſengrundſtücke, wie ſie auf dem durch den Feldmeſſer Leiſtikow im 
Jul 1868. kopirten Situationsplane und in der zugehörigen Flächennachweiſung 
verzeichnet ſtehen, werden zu einer Genoſſenſchaft vereinigt, um den Ertrag dieſer 
Grundſtücke durch Be⸗ und Entwäſſerung zu verbeſſern. . N 
See Die Genoſſenſchaft hat Korporationsrechte und ihren Gerichtsſtand bei dem 
Kreisgerichte zu Bütow. , ene, eee ee madınBreide Ban 


F 217 ; 9 
Die Ausführung der Entwäſſerungs⸗ reſp. Bewäſſerungsanlagen erfolgt 
dem Plane und Koſtenanſchlage des Oekonomieraths Vincent vom 31. Oktober 
. — Streitigkeiten, welche etwa über die Ausführung des Planes entſtehen 
1. 74047405, : “RD 


ee th 
und Abänderungen deſſelben, welche ſich als nothwendig oder zweckmäßig ergeben, 
werden von der Landespolizeibehörde entſchieden und reſp. genehmigt. 


§. 3. 

Die Beiträge zu den Koſten der Ausführung und Unterhaltung der gemein⸗ 
ſchaftlichen Anlagen werden von den Genoſſen nach dem Verhältniſſe ihrer be⸗ 
theiligten Flächen aufgebracht. 

Das Beitragskataſter wird nach vorgenommener Vermeſſung der ent⸗ und 
bewäſſerten Flächen vom Kreislandrathe entworfen, und der Entwurf bei dem 
dortigen Landrathsamte, ſowie bei den Schulzenämtern der betheiligten Dorf⸗ 
ſchaften offen gelegt. Zugleich iſt im Bütower Kreisblatte eine vierwöchentliche 
Friſt bekannt zu machen, innerhalb welcher bei dem Kreislandrathe Beſchwerden 
gegen das Kataſter erhoben werden können. Der Kommiſſarius hat die Be⸗ 
ſchwerden unter Zuziehung der Beſchwerdeführer, eines Wieſenſchöffen, als Depu⸗ 
tirten des Vorſtandes, und der erforderlichen, von der Regierung zu ernennenden 
Sachverſtändigen zu unterſuchen. Die Sachverſtändigen ſind hinſichtlich der 
Grenzen des Inundationsgebietes und der ſonſtigen Vermeſſungen ein vereideter 
Feldmeſſer oder nöthigenfalls ein Vermeſſungsreviſor. Mit dem Reſultate der 
Unterſuchung werden die Betheiligten, nämlich der Beſchwerdeführer einerſeits und 
der Vorſtandsdeputirte andererſeiks, bekannt gemacht. Sind beide Theile mit dem 
Reſultate einverſtanden, ſo hat es dabei ſein Bewenden und wird das Kataſter 
demgemäß berichtigt; anderenfalls werden die Akten der Regierung in Cöslin zur 1 
Entſcheidung über die Beſchwerden eingereicht. f "u 

Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Entſcheidung iſt 
Rekurs dagegen an den Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten 
zuläſſig. Wird die Beſchwerde verworfen, ſo treffen die Koſten den Beſchwerde⸗ 
führer. Nach erfolgter Feſtſtellung wird das Kataſter von der Regierung in 
Cöslin ausgefertigt und dem Vorſtande zugeſtellt. Bis zu dieſer definitiven 
Feſtſtellung des Kataſters werden die Beiträge nach Maaßgabe des von dem 
Kreislandrathe aufgeſtellten Kataſterentwurfs vorbehaltlich künftiger Ausgleichung 
eingezogen. — 


N N F. 4. i 
Die Verbindlichkeit zur BR el im F. 3. gedachten Beiträge ruht 
gleich den ſonſtigen gemeinen Laſten als Reallaſt unablöslich auf den verpflich- 
teten Grundſtücken. Die Zahlung der Beiträge kann im Wege der adminiſtra⸗ 
tiven Exekution erzwungen werden, dieſe findet auch ſtatt gegen Pächter, Nutz 
nießer, oder andere Beſitzer eines verpflichteten Grundbeſitzes, vorbehaltlich ihres 
Regreſſes an den eigentlich Verpflichteten. 

Die Anlegung der nöthigen Gräben, Brücken, Schleuſen ꝛc. muß jeder 
Wieſengenoſſe ohne Weiteres geſtatten, auch den dazu erforderlichen Grund und 
Boden unentgeltlich hergeben. f 9 

Sollte der aus dieſer Beſtimmung dem Einzelnen erwachſene Nachtheil 
durch die ihm verbleibende Grasnutzung an den Grabenrändern nicht genü end 
aufgewogen werden, ſo iſt auf Erfordern eine billige Entſchädigung aus 8 4 
der Genoſſenſchaft dafür zu gewähren. Die Höhe der Entſchädigung wird 

? a N 


er Kaſſe | 
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10 8 800 mit Ausſchluß des Rechtsweges ſchiedsrichterlich feſtgeſtellt 
Bereits beſtehende Brücken ſind, nachdem ſie auf Koſten des Verbandes 
umgebaut worden, von demjenigen in normalmäßigem Zuftande zu erhalten, welchem 
die Unterhaltung bisher oblag. Die Genoſſenſchaft iſt befugt, ſoweit ſolches zur 
Ausführung der Ent⸗ und Bewäſſerungsanlagen bedingt wird, von Grundbeſitzern, 
welche nicht Mitglieder der Genoſſenſchaft find, die Abtretung von Grund und 
Boden, die Einräumung einer Servitut oder die vorübergehende Benutzung von 
Grundſtücken gegen Entſchädigung nach den Vorſchriften des Geſetzes vom 
208. Februar 1843. zu verlangen. a 


db 5. 
Die Angelegenheiten des Wieſenverbandes werden durch einen Vorſteher 
in der Perſon des Kreislandrathes geleitet, doch kann die Regierung in Cöslin 
auch einen anderen Vorſteher ernennen, wenn ihr das im Intereſſe der Genoſſen⸗ 
ſchaft nützlich erſcheint. Dem Vorſteher ſollen zwei Wieſenſchöffen beigeordnet 
werden, welche mit jenem zuſammen den Vorſtand bilden. Vorſteher und Schöffen 
bekleiden dies Amt als ein Ehrenamt. Die beiden Schöffen, ſowie zwei Stell⸗ 
vertreter für dieſelben werden von den Wieſengenoſſen auf drei Jahre gewählt. 
Bei der Wahl hat jeder Wieſengenoſſe Eine Stimme. f 
Der Vorſteher beruft die Wahlverſammlung und führt den Vorſitz in der⸗ 
ſelben, er verpflichtet die Gewählten durch Handſchlag an Eidesſtatt. Minder⸗ 
jährige und moraliſche Perſonen können durch ihre geſetzlichen Vertreter, Ehefrauen 
durch ihre Ehemänner mitſtimmen. 
Bei der Wahl gelten die Vorſchriften für Gemeindewahlen. 

N Wählbar iſt derjenige, welcher mindeſtens Einen Morgen Wieſe in der 
Genoſſenſchaft beſitzt und den Vollbeſitz der bürgerlichen Rechte nicht durch rechts⸗ 
kräftiges Erkenntniß verloren hat. f i 
5 Zur Legitimation des Vorſtandes dient das vom Landrathe beſcheinigte 
Wahlprotokoll. 

i Der Wieſenvorſteher iſt die ausführende Verwaltungsbehörde des Ver⸗ 

| bandes und vertritt denſelben anderen Perſonen und Behörden gegenüber. Es 

iſt namentlich ſeine Aufgabe: ; 
a) die Ausführung der gemeinſchaftlichen Anlagen nach dem genehmigten 
Plane zu veranlaſſen und dieſelbe zu beauffichtigen; A 
b) die zu dieſer Ausführung aufgenommenen Darlehne in Empfang zu 
| nehmen und im Intereſſe der Anlage wieder zu verwenden; 
| e) den Wieſenwärter und die Unterhaltung der Anlagen zu beaufſichtigen 
und die halbjährige Grabenſchau im April und November jeden Jahres 
mit den Intereſſenten oder deren Stellvertretern abzuhalten; 
) etwaige Beiträge auszuſchreiben und über die Einnahmen und Ausgaben 
der Genoſſenſchaft den Wieſenſchöffen Rechnung zu legen; 
e) den Schriftwechſel für die Genoſſenſchaft zu führen und die Urkunden 
5 derſelben zu unterzeichnen. : 
Jahrgang 1869. (Nr. 7405.) 287, Zur 
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Zur Abſchließung von Verträgen ift die Zuſtimmung der Wiefenfchöffen 
nothwendig. a 
In Behinderungsfällen läßt ſich der Wieſenvorſteher durch einen Wieſen⸗ 
ſchöffen vertreten. i 


$. 6. 


Nach Ausführung des Meliorationsplanes iſt ein mit Ent⸗ und Be⸗ 
wäſſerungsanlagen vertrauter Sachverſtändiger vom Vorſtande als Grabenmeiſter 
auf Kündigung anzuſtellen, deſſen Wahl der Beſtätigung des Kreislandrathes 
unterliegt und der als Feldhüter vereidigt wird. g 

Der Grabenmeiſter muß den Anweiſungen des Vorſtehers pünktlich Folge 
leiſten, widrigenfalls er von dieſem mit Verweis und Geldſtrafe bis zu drei 
Thalern beſtraft werden kann. 

Er hat für die ordentliche Unterhaltung und Behandlung der Verbands⸗ 
anlagen zu ſorgen; er allein iſt befugt zu wäſſern und muß ſo wäſſern, daß alle 
betheiligten Grundſtücke den verhältnißmäßigen Antheil an Waſſer erhalten. 

Kein Eigenthümer oder Nutznießer darf die Schleuſen öffnen oder zuſetzen, 
oder überhaupt die Bewäſſerungsanlagen eigenmächtig verändern, widrigenfalls 
er den dadurch entſtandenen Schaden den übrigen Intereſſenten erſetzen muß. 


re 


Wegen der Wäſſerungsordnung der Grabenräumung, der Heuwerbung 1 


und der Hütung auf den Wieſen hat der Vorſtand die nöthigen Beitimmungen. 9 
zu treffen, denen die Intereſſenten ſich fügen und es ſich gefallen laſſen müſſen, 


daß event. auf ihre Koſten die Grabenräumung durch den Vorſteher beſorgt 3 
wird. Der Vorſteher hat das Recht, Uebertretungen mit Ordnungsſtrafen bis 
zum Betrage von drei Thalern zu ahnden. ; 


F. 8. 
Die Streitigkeiten, welche zwiſchen den Mitgliedern der Genoſſenſchaft üben 
das Eigenthum von Grundſtücken, über die Zuſtändigkeit oder den Umfang von 
Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten, und über beſondere, auf ſpe⸗ 
ziellen Rechtstiteln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien entſtehen, 
gehören zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. Dagegen werden alle ſon⸗ 
ſtigen, die gemeinſamen Angelegenheiten der Genoſſenſchaft oder die vorgebliche 
Beeinträchtigung eines oder des anderen Genoſſen betreffenden Beſchwerden, ſo⸗ 
weit fie in dieſem Statut nicht an eine andere Behörde gewieſen find, von dm 
Vorſtande unterſucht und nach Mehrzahl der Stimmen entſchieden. 2 
Gegen dieſe Entſcheidung ſteht jedem Theile der Rekurs an ein Schieds-. 
gericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung des Beſcheides 
ab gerechnet, bei dem Vorſteher angemeldet werden muß. Ein weiteres Rechts 
mittel findet nicht ftatt; der unterliegende Theil trägt die Koſten. Das Schieds⸗ 
gericht 8 aus einem vom Vorſtande und einem vom Rekurrenten gewählten, 

bei der Melioration nicht betheiligten groBjäheigen, verfügungsfähigen, unbeſchol⸗ 

tenen Kreiseingeſeſſenen und einem vom Landrathe des Bütower Kreiſes zu 
8 5 a 8 er x 


der b gleichbetheiligten R. urrenten 
Woch ge des Empfanges der ſchriftlichen Aufforde⸗ 

ndes, chiedsrichter namhaft gemacht wird, ſo erfolgt 
ch den Kreislandrath, welcher auch die vom Schiedsgerichte 

gefaßten Beſchlüſſe exekutiviſch zur Ausführung zu bringen hat. . 


Die Genoſſenſchaft iſt der Oberaufſicht des Staates unterworfen, welche 
durch die Regierung zu Cöslin und den Miniſter für die landwirthſchaftlichen 
i dem Umfange und 


Far: 


Angelegenheiten. nach Maaßgabe dieſes Statuts und zwar in f = 
mit den Befugnifjen, welche den Aufſichtsbehörden der Gemeinden zuſtehen, aus⸗ 


geübt wird. 


© e 10 a Sr 5 
Abänderungen dieſes Statuts bedürfen der landes herrlichen Genehmigung. 


„Arkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Anterſchrift und beigedrucktem 4 
Königlichen SInfiegel. u „ 


Gegeben Berlin, den 12. April 1869. i . 5 
. S.) Wilheln. 
5 1 5 e Selchow. Leonhardt. 
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Ar. 7406.) Allerhöchſter Erlaß vom 26. April 1869, betreffend den Rang e iger Beamten 
Sur 1 Kategorien in den neuen Landestheilen, ſowie in den Fürſtenthümern 
Waldeck und Pyrmont. Er 5 er 


Au; den Bericht vom 3. April er. beſtimme Ich hierdurch, daß die Land⸗ 
droſten in der Provinz, Hannover den Rang der Räthe dritter Klaſſe, die Kreis⸗ 
und Amtshauptmänner ebendaſelbſt / ſowie der Landesdirektor der Fürſtenthümer 
Waldeck und Pyrmont den Rang der Räthe vierter Klaſſe haben ſollen und 
daß die Amtmänner in der Provinz Heſſen⸗Naſſau, die Amtmänner in den 
Fürſtenthümern Waldeck und Pyrmont, ſowie die Diſtriktsbeamten — Hardes⸗ 
und Kirchſpielsvögte — in der Provinz Schleswig⸗Holſtein der fünften Rang⸗ 
klaſſe der höheren Beamten der Provinzialbehörden ($. 5. der Verordnung vom 
7. Februar 1817., Geſetz⸗Samml. S. 61.) beizuzählen ſind. 


Berlin, den 26. April 1869. 
Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. 
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An den Miniſter des Innern. 


Redigirt im Büreau des Staats- Ministeriums. 
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